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Um den Kindern optimale Entwicklungschancen gewährleisten zu können, braucht es mehr Geld: Eine Kita in Zürich. Foto: Andrea Zahler

Kitas sollen eineMilliardemehr erhalten
Bundesgelder für Kinderbetreuung Die Bildungskommissionen beider Räte wollen Krippen dauerhaft
und stärker finanzieren. Eine Bildungsfachfrau spricht von einem «historischen Entscheid».

Claudia Blumer

Seit 2003 fördert der Bund die
Kinderbetreuung mit einer An­
schubfinanzierung:WereineKin­
dertagesstätte, einen Hort oder
eine Tagesschule eröffnet, be­
kommt inden ersten Jahren einen
Zustupf vom Bund. Schweizweit
wurden damit in 18 Jahren rund
60’000 Betreuungsplätze ge­
schaffen,proBetreuungsplatz be­
zahlte der Bund im Schnitt rund
6500 Franken Anschubhilfe.

Doch in den letzten Monaten
gab es immer wieder Medienbe­
richte über Geldmangel und
prekäre Arbeitsbedingungen in
Kindertagesstätten. Im Kanton
Solothurn stiessen die Arbeits­
kontrolleure auf Stundenlöhne
für Praktikantinnen von unter
3 Franken,wie diese Zeitung be­
richtete.AuchdieKrippenaufsicht
sei überlastet, schrieb kürzlich
die NZZ. Missstände blieben so
unentdeckt, und für Eltern sei es
unmöglich, zu merken, wenn in
einer Kita etwas schieflaufe. Klar
ist:VielenEinrichtungen fehlt das
Geld, um eine optimale Qualität
gewährleisten zu können.

Der Unmut der Bürgerlichen
Unabhängig davon ringen Bun­
desparlamentarier schon länger
mit einer Lösung zur familiener­
gänzenden Kinderbetreuung.
Denn die Anschubfinanzierung
war damals vor rund 20 Jahren
eigentlich nur für vier Jahre ge­
dacht,wurdeaberbis heutemehr­
mals verlängert. Jedes Mal zum
Unmut der Bürgerlichen. Das sei
ein unwürdiges Spiel, sagt Ma­
thiasReynard,WalliserSP­Natio­
nalrat undPräsident dernational­
rätlichenKommission fürWissen­
schaft,BildungundKultur (WBK).
Es war deshalb sein prioritäres

Anliegen, eine permanente Krip­
penfinanzierung einzubringen.

Die WBK­N hat im Februar
eine parlamentarische Initiative
eingereicht, die verlangt, dass die
bisherige Anschubfinanzierung
in eine stetige Unterstützung
überführt wird. Die WBK des
Ständerats hat dies gutgeheis­
sen. Beide Kommissionen sind
mit deutlicher Mehrheit dafür.

Das ist überraschend,denndie
Anschubfinanzierung ist im bür­
gerlichen Teil des Parlaments
umstritten. Zudem verlangt die
Initiative indirekt, dass derBund
deutlich mehr Geld als heute in
die Kinderbetreuung investieren
soll, indem sie eine «massgeb­
liche Vergünstigung der Eltern­
beiträge»verlangt und «eineVer­
besserung der frühkindlichen

Bildung».Allein dieVerbesserung
der frühkindlichen Bildungwür­
de pro Jahr in derDeutschschweiz
eine Milliarde Franken Mehr­
kosten bedeuten. Eine Senkung
der Elternbeiträge umso mehr.

EineMehrheit ist dafür
Die WBK des Nationalrats er­
arbeitet nun einen Gesetzesvor­
schlag, der dann nochmals durch
beide Kommissionen geht und
dann von den Räten behandelt
wird. DasAnliegen,mehrGeld in
die Kinderbetreuung zu investie­
ren, hat in den Kommissionen
zwar eine solide Mehrheit. Den­
noch dürften die Meinungen
auseinandergehen, wenn es um
die konkreteAusgestaltung einer
stetigen Kita­Finanzierung geht.

Diese sei eine «eigentlich kan­
tonale Aufgabe», sagt Christoph
Eymann, LDP­Nationalrat aus
Basel. Wenn der Bund sich per­
manent daran beteiligt, müsse
deshalb klar sein,wofür das Geld
verwendet wird. Denkbar wäre
laut Eymann, dass man den Fo­
kus auf die frühkindlicheBildung
lege. Denn laut Bildungsbericht
sei es das Ziel von Bund und
Kantonen, dass 95 Prozent aller
25­Jährigen eine Matura oder
einen Lehrabschluss haben.«Das
erreichenwir heute nicht für alle
Bevölkerungsgruppen.DiesesZiel
würde denBund legitimieren,die
frühe Förderung von Kindern zu
unterstützen», sagt Eymann.

Der Arbeitgeberverband, der
auf einen Ausbau und eine
Verbesserung der familiener­
gänzenden Kinderbetreuung
hinwirkt, lehnt ein dauerhaftes
Bundes­Engagement aus ord­
nungspolitischen Gründen ab.
«Der Bund kann anschieben,
wie er es bei den Krippen erfolg­
reich getan hat», sagt Valentin

Vogt, Präsident des schweizeri­
schen Arbeitgeberverbands.
Doch grundsätzlich sei die Bil­
dung – mit Ausnahme der ETH
und der Berufsbildung – Sache
von Kantonen und Gemeinden,
diese sollten weiterhin für die
Kinderbetreuung zuständig sein.

Ansonsten habe er viele posi­
tive Signale von Parteien und
Verbänden erhalten, sagt Kom­
missionspräsidentMathias Rey­
nard. ZumBeispiel setzt sich der
Städteverband schon länger da­
für ein, dass sich alle staatlichen
Ebenen stärker an den Kinder­
betreuungskosten beteiligen.

Unabhängig von der Lasten­
verteilung, sagt Städteverbands­
Vorstandsmitglied und Berner
Stadtpräsident Alec von Graffen­
ried, sei die familienergänzende
Kinderbetreuung heute schlicht
und ergreifend eine Notwendig­
keit, wenn die Schweiz ihren
Wohlstand längerfristig sichern
wolle. Es gebe kaum mehr Jobs
für schlecht ausgebildete Men­
schen. Auch die Arbeit im Auto­
gewerbe, in derGastronomie oder
im Detailhandel erfordere hohes
Fachwissen und Sozialkompe­
tenz.Die ForderungnachBildung
inder frühenKindheit sei deshalb
vergleichbarmit dereinstmaligen
Forderungnachunentgeltlichem
Primarschulunterricht für alle.

Estelle Thomet vom Verband
Kinderbetreuung Schweiz (Kibe­
suisse) spricht von einem«histo­
rischen Entscheid» der beiden
Bildungskommissionen.Erstmals
signalisiere das Parlament, dass
es die Wichtigkeit der frühkind­
lichen Bildung für die Schweiz
erkennt und deshalb investieren
will. Und nicht nur das: Auch die
Elternbeiträge sollen gesenkt
werden,damitwürde derZugang
zu diesen Angeboten verbessert,

Väter und Mütter könnten ver­
mehrt erwerbstätig sein,wenn sie
daswollen.Zumindestwürde sich
die Erwerbsarbeit für sie lohnen.

Eine Studie von BAK Econo­
mics hat imFrühling 2020 quan­
tifiziert, wie sich eine höhere
Erwerbsbeteiligung auf das BIP
unddieWettbewerbsfähigkeit der
Schweiz auswirkenwürde: Inves­
titionen von einer knappen Mil­
liarde Franken in die familiener­
gänzendeBildungundBetreuung
würden das BIP demnach um
3,3 Milliarden Franken steigern.

Ein stärkeres finanzpolitisches
Engagement des Bundes sei da­
bei gerechtfertigt, sagt Estelle
Thomet: «Am Ende des Tages
würdenGemeinden,Kantoneund
der Bund von den Investitionen
durch höhere Steuereinnahmen
deutlich profitieren. Deshalb ist
eine Mitfinanzierung durch alle
drei Ebenen sachgerecht.»

«Die Zeit drängt»
Eine Milliarde Franken – das ist
ungefähr der Betrag, den es laut
Kibesuisse jährlich bräuchte, um
allein in der Deutschschweiz die
notwendige pädagogische Qua­
lität in Kindertagesstätten zu er­
reichen. Darin ist die lateinische
Schweiz noch nicht inbegriffen,
und auch keine Senkung der El­
ternbeiträge. ZumVergleich: Die
Anschubfinanzierung hat bisher
in 18 Jahren insgesamt rund
400Millionen Franken gekostet.

Diese Woche wird sich die
WBK­N erneut mit dem Thema
befassen. «Die Zeit drängt», sagt
der Zürcher Mitte­Nationalrat
undWädenswiler Stadtpräsident
Philipp Kutter. Wenn die An­
schubfinanzierung im Januar
2023 ausläuft, muss das Parla­
ment seiner Ansicht nach mit
einerAnschlusslösungbereit sein.

«Gemeinden,
Kantone und der
Bundwürden von
den Investitionen
durch höhere
Steuereinnahmen
profitieren.»
Estelle Thomet
Verband Kinderbetreuung Schweiz

Grosse Öffnungsschritte sind für
die Bundesratssitzungvon heute
nicht zu erwarten. Dazu ist die
Pandemielage aus Sicht der
Verantwortlichen zu heikel. Am
Vorabend derBundesratssitzung
sprach vieles dafür, dass die
Regierung eine Öffnung der
Aussenbereiche von Restaurants
beschliessen dürfte. Auf eine
vollständigeUmsetzungdes bun­
desrätlichenÖffnungspakets,wie
es im März zur Vernehmlassung
an die Kantone ging, darauf deu­
tet hingegen nichts hin.

ZurZurückhaltung riet gestern
jedenfallsVirginieMassereyvom
Bundesamt fürGesundheit (BAG).
Sie sagte, aus epidemiologischer
Sicht könneman nur sagen, dass
die Fallzahlen weiter stiegen,
wenn auch langsam.Viervon fünf
Richtwerten fürÖffnungsschrit­
te seien nicht erfüllt. Demgegen­
über stehen breite Forderungen
nach einem ersten Öffnungs­
schritt im Gastronomiebereich.
Diese betreffenvorabdenAussen­
bereich von Restaurants.

«Praktisch risikolos»
Neu fordert auch der Städtever­
band in einem Schreiben an den
Bundesrat die Öffnung der Res­
taurantterrassen,diesunterstren­
gen Auflagen und mit wirkungs­
vollen Schutzkonzepten. Als
«praktisch risikolos» bezeichnet
Lukas Engelberger, Präsident der
kantonalen Gesundheitsdirekto­
renkonferenz, die Öffnung der
Terrassen. Dessen Aussage deu­
tet darauf hin, dass für die Spitze
derGesundheitsdirektorenkonfe­
renz ein solcher Öffnungsschritt
nicht überraschend käme. Hinzu
kommt,dass sichdieKantoneein­
stimmig fürdieÖffnung derRes­
taurantterrassen aussprechen.

Aus diversen Kreisenwar ges­
tern zu vernehmen, dass der
Bundesrat dieser Forderung die­
ses Mal nachkommen dürfte.
Wegweisend für den Entscheid
bleibtwie bisher,was Bundesrat
Alain Berset als Innenminister
dazu beantragen wird.

Die Richtwerte des BAG wur­
den zuletzt von verschiedenen
Seiten kritisiert. Die Ablehnung
diesenWerten gegenüber unter­
mauert Gastro Suisse mit einem
neuenRechtsgutachten.DerVer­
band für Hotellerie und Restau­
ration bezeichnet, gestützt auf
diesesGutachten,Bundesratsent­
scheide,die sich auf die bestehen­
den Richtwerte beriefen, als ver­
fassungs­ und gesetzeswidrig.

Nötig seien neben Richtwer­
ten, die Gesundheitsaspekte
beträfen, auch solche, die wirt­
schaftliche und gesellschaftliche
Aspekte abbildeten. Infrage kä­
men dafür etwa der Indikator
derArbeitslosenquote pro Bran­
che oder die Anzahl der Hospi­
talisierungen in psychiatrischen
Kliniken.

Beni Gafner

Vieles deutet auf
eine Öffnung
der Terrassen hin
Corona Der Bundesrat
entscheidet heute, ob auf
Montag Lockerungsschritte
in Kraft treten können.

Berset an der Medienkonferenz
vom 12. April. Foto: Keystone
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